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Tagesordnungspunkt 

10. Anpassung des Abwasserbeseitigungskonzepts in Bezug auf die 

Regenklärung 

 

Beschlussvorschlag: 

 

 

Der AUKIV beauftragt die Verwaltung entweder 

 

ausgewählte dezentrale Niederschlagswasserbehandlungsanlagen gemäß Empfehlung 

der Genehmigungsbehörde im Rahmen eines Forschungsprojektes eingehend überprü-

fen zu lassen  

 

oder 

 

Einleitanträge für zu sanierende Einleitstellen auf der Grundlage des dezentralen Kon-

zeptes zur Niederschlagswasserbehandlung direkt der Genehmigungsbehörde vorzule-

gen. 
 



   

 

Sachdarstellung / Begründung: 

 

Gemäß § 2c Landeswassergesetz NRW sind bei oberirdischen Gewässern folgende Bewirt-

schaftungsziele bis zum 22.Dez. 2015 zu erreichen: 

 

 ein guter ökologischer Zustand, 

 ein guter chemischer Zustand. 

 

Die oben genannte Frist kann durch die Genehmigungsbehörde um maximal zweimal sechs 

Jahre verlängert werden, sodass die Bewirtschaftungsziele bis spätestens Ende 2027 erreicht 

werden müssen. 

 

Zur Einhaltung der Bewirtschaftungsziele, die aus der EU- Wasserrahmenrichtlinie stammen 

und ins LWG überführt wurden, werden an die Einleiterlaubnisse, die konkret von der Unte-

ren Wasserbehörde erteilt werden, grundsätzlich 2 Bedingungen geknüpft:  

 

1. Bedingung: Gewässerverträgliche Einleitung von Niederschlagswasser  

 

Die punktuelle Einleitung von hohen Niederschlagswassermengen in oberirdische Gewässer 

hat zur Folge, dass die Fließgeschwindigkeiten stark zunehmen und die Gewässerökologie 

gestört wird. Um diese zu schützen, müssen vor den Einleitungen Rückhaltevolumina ge-

schaffen werden, welche eine gedrosselte Abgabe des Niederschlagswassers ins Gewässer 

ermöglichen. 

 

2. Bedingung: Reinigung von stark verschmutztem Niederschlagswasser 

Die Einleitung von verschmutztem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer wirkt sich 

ebenfalls nachteilig auf die Gewässerökologie aus. So ist das Wasser von viel befahrenen 

Straßen (Fahrzeugbewegung pro Tag > 2.000 Stück) und Gewerbegebieten vor der Einleitung 

in ein Gewässer zu klären. Welche Straßen klärpflichtig sind wird im sogenannten „Trenner-

lass“ (Herausgeber MUNLV) geregelt.  

 

Um die Bewirtschaftungsziele zu erreichen und damit die gesetzlichen Anforderungen einzu-

halten, wurde in den letzten Jahren bereits ein Teil der vorhandenen Einleitungsstellen saniert. 

Zur Drosselung der Einleitmenge wurden sogenannte Regenrückhaltebecken, für die Reini-

gung von Niederschlagswasser Regenklärbecken gebaut.  

In den nächsten 10 Jahren steht noch eine Vielzahl weiterer Einleitstellen zur Sanierung an.  

Alleine die Kosten für die klassische Niederschlagswasserbehandlung mit Regenklärbecken 

belaufen sich dabei in den nächsten drei Jahren gemäß Abwasserbeseitigungskonzept (ABK) 

auf etwa 9,1 Mio. Euro.  

Die künftig zu sanierenden Einleitstellen unterscheiden sich von den bereits sanierten in der 

Zusammensetzung der angeschlossenen Flächen. Bisher wurden Einleitstellen saniert, deren 

Einzugsbereich bspw. Gewerbegebiete wie die Zinkhütte oder Ballungsgebiete wie die Innen-

stadt waren (hoher Anteil behandlungspflichtiger Flächen), zukünftig müssen Einleitstellen 

saniert werden, deren Einzugsbereich eher Wohngebiete mit ein oder zwei stark befahrenen 

Durchgangsstraßen umfasst (geringer Anteil behandlungspflichtiger Flächen.  

 



   

 

Dies führt dazu, dass das klassische Konzept der NW-Behandlung mit einem zentralen Re-

genklärbecken sehr unwirtschaftlich wird.  

  

Das Abwasserwerk der Stadt Bergisch Gladbach nahm dies als Anlass, sich intensiv mit alter-

nativen Lösungen zu beschäftigen. Vom Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher-

schutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) wurde vor wenigen Jahren eine Liste mit dezentralen 

Entwässerungsanlagen herausgegeben, die als Alternative zu RKB´s eingesetzt werden dür-

fen. Die Liste wird ständig um weitere Anlagen ergänzt. 

Einige Systeme dieser Liste hat sich das Abwasserwerk in den letzten Jahren bereits vorfüh-

ren lassen bzw. selbst getestet. Jedoch waren die Systeme anfangs entweder ungeeignet oder 

durch einen hohen Unterhaltungsaufwand unwirtschaftlich. Im vergangenen Jahr sind jedoch 

zwei Systeme auf die Liste gekommen, die eine kostengünstige Alternative zum Bau von Re-

genklärbecken für die Stadt Bergisch Gladbach darstellen. 

 

1. SediPipe  

 

Kunststoffrohrleitung mit Absetzwirkung. 

 

Nähere Informationen unter folgenden Links: 

 

https://www.fraenkische.com/de/Regenwassermanagement/Regenwasserbehandlung/Gut-zu-

wissen/Funktionsprinzip-SediPipe/Funktionsprinzip-SediPipe-168.html 

https://www.youtube.com/watch?v=WGVdNK7VnM0 

 

 

2. ROVALIQUA-Nachrüsteinsatz 

 

Sinkkasteneinsatz aus Kunststoff mit Absetzwirkung.  

 

Ein Sinkkasteneinsatz wird in der Ausschusssitzung zur Anschauung bereitgestellt. 

 

 

In der nachfolgenden Tabelle sind die Investitionskosten dargestellt, welche das Abwasser-

werk gegenüber den veranschlagten Kosten im ABK einsparen könnte. 

https://www.fraenkische.com/de/Regenwassermanagement/Regenwasserbehandlung/Gut-zu-wissen/Funktionsprinzip-SediPipe/Funktionsprinzip-SediPipe-168.html
https://www.fraenkische.com/de/Regenwassermanagement/Regenwasserbehandlung/Gut-zu-wissen/Funktionsprinzip-SediPipe/Funktionsprinzip-SediPipe-168.html
https://www.youtube.com/watch?v=WGVdNK7VnM0
https://www.fraenkische.com/de/Regenwassermanagement/Regenwasserbehandlung/Gut-zu-wissen/Funktionsprinzip-SediPipe/Funktionsprinzip-SediPipe-168.html
https://www.fraenkische.com/de/Regenwassermanagement/Regenwasserbehandlung/Gut-zu-wissen/Funktionsprinzip-SediPipe/Funktionsprinzip-SediPipe-168.html
https://www.youtube.com/watch?v=WGVdNK7VnM0
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Um den Rovaliqua Einsatz einbauen zu können, benötigt der Sinkkasten eine entsprechende 

Mindesttiefe. Ist diese nicht vorhanden, muss der Sinkkasten neu gebaut werden. Bei den bis-

her erhobenen Daten (siehe Tabelle) wäre das bei ca. einem Drittel der betroffenen Sinkkästen 

der Fall. Die Kosten hierfür wurden bei der Gegenüberstellung mit berücksichtigt. 

Die Folgekosten in der Unterhaltung wurden ebenfalls bei der Betrachtung gegenübergestellt. 

Ergebnis ist, dass die dezentralen Behandlungsanlagen auch hier wirtschaftliche Vorteile mit 

sich bringen. 

Der Einsatz von dezentralen Niederschlagswasserbehandlungsanlagen und das damit verbun-

dene  Einsparpotential war am 03.05.2016 Gegenstand einer Besprechung mit den zuständi-

gen Wasserbehörden  bei der Bezirksregierung in Köln.  

Sowohl die Untere- als auch die Obere Wasserbehörde legten dar, dass sie die dezentralen 

Niederschlagswasserbehandlungsanlagen aus Sicht des Gewässerschutzes als kritisch anse-

hen. Nach Ihren Erkenntnissen schneiden die bisher getesteten Systeme in der Praxis deutlich 

schlechter ab als unter den Laborbedingungen, unter denen sie zugelassen wurden. Aus 

Sichtweise der Wasserbehörden ist daher derzeit völlig offen, wie lange die gelisteten Anla-

gen noch genehmigungsfähig sind. 

Entscheidung für Forschungsprojekt 

Die Wasserbehörden empfehlen der Stadt Bergisch Gladbach daher, die beiden ausgewählten 

dezentralen Niederschlagswasserbehandlungsanlagen vor einem großflächigen Einsatz im 

Rahmen eines Forschungsprojektes auf Ihre Praxistauglichkeit hin zu testen. Das Forschungs-

projekt würde voraussichtlich 3 Jahre laufen. 

Vorteile: 

 Die Stadt Bergisch Gladbach würde für die Dauer des Forschungsprojektes keine wei-

teren Niederschlagswasserbehandlungsanlagen bauen müssen. Allerdings müssten da-

für andere ebenfalls erforderliche Gewässerschutzmaßnahmen (bspw. Rückhaltungen) 

vorgezogen werden. 

 Das Forschungsprojekt würde vom Bundesland NRW gefördert. 

Nachteile: 

 Sollte es sich zeigen, dass die Reinigungsleistung in der Praxis nicht ausreichend ist, 

hätte die Genehmigungsbehörde einen Grund, den Einsatz der Anlagen zu untersagen 

und nach  derzeitigem Stand wieder eine deutlich teurere Niederschlagswasserbehand-

lung zu fordern. 

Entscheidung zur direkten Vorlage der Einleitanträge 

Alternativ zur Empfehlung der Wasserbehörden wäre es jedoch auch möglich, unter Berufung 

auf die derzeit gültige Liste des LANUV, die gestellten Anforderungen an die Niederschlags-

wasserbehandlung mit den dezentralen Niederschlagswasserbehandlungsanlagen  umzusetzen. 

Die hierzu erforderlichen Einleitanträge könnten kurzfristig eingereicht werden. 



   

 

Vorteile: 

 Nach derzeitigem Stand wären die Anlagen aus Sicht des Abwasserwerkes zu geneh-

migen. Es könnte somit damit angefangen werden, eine günstige Niederschlagswas-

serbehandlung umzusetzen. 

 Das Abwasserbeseitigungskonzept könnte so wie eingereicht weiter umgesetzt werden 

ohne Maßnahmen nach vorne zu schieben. Die Kostenersparnis bei der Nieder-

schlagswasserbehandlung würde sich in den nächsten Jahren direkt bemerkbar ma-

chen. 

 

Nachteile:  

 Die Genehmigungsbehörden haben bei der Frage, wie lange Sie die Einleitung in ein 

Gewässer erlauben, einen Ermessenspielraum. Üblicherweise wird die Einleitung mit 

vorgeschaltetem RKB für 20 Jahre erlaubt. Bei den dezentralen Niederschlagswasser-

behandlungsanlagen ist davon auszugehen, dass die Erlaubnis deutlich kürzer ausfällt. 

Gegen eine extreme Verkürzung der Erlaubnisdauer könnte jedoch ggfs. Verwaltungs-

klage eingereicht werden. 

 Ist die Erlaubnis abgelaufen und sind die eingesetzten dezentralen Niederschlagswas-

serbehandlungsanlagen bis dahin nicht mehr zugelassen, ist derzeit nicht abzuschätzen 

wie mit den bis dahin eingebauten dezentralen Anlagen umgegangen wird. Im ungüns-

tigsten Fall wären die Systeme wieder zurückzubauen und an deren Stelle andere Nie-

derschlagswasserbehandlungen vorzusehen. 

 

Zusammenfassung 

Die Niederschlagswasserbehandlung ist derzeit mit vielen Fragezeichen versehen. Die Liste 

der dezentralen Behandlungsanlagen wächst mit jedem Jahr weiter. Gleichzeitig wächst bei 

den Genehmigungsbehörden die Skepsis, ob die derzeitigen Laborversuche, die eine dezentra-

le Behandlungsanlage erfolgreich durchlaufen muss um auf Liste des LANUV zu kommen, 

wirklich aussagekräftig sind. Auch die Reinigungsleistung von klassischen Regenklärbecken 

wird derzeit kontrovers diskutiert. 

Aus Sicht der Verwaltung ist es daher momentan schwierig, im Bereich der Niederschlags-

wasserbehandlung sinnvolle und nachhaltige Investitionen zu tätigen. Sinnvoll erscheint nur, 

die Investitionskosten entweder so gering wie möglich zu halten, oder aber so lange aufzu-

schieben, bis gesichertere Erkenntnisse zur Leistungsfähigkeit von Behandlungsanlagen vor-

liegen. Beide Entscheidungsmöglichkeiten berücksichtigen dies in unterschiedlicher Form.  

 


